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Beschluß

des Präsidiums des Obersten Gerichts 
zum Gesetz über die Einweisung in stationäre Einrichtungen 

für psychisch Kranke vom 11. Juni 1968 (GBl. I S. 273) 
— I Pr 1 —112 — 3/68 —

vom 24. Juli 1968 

(NJ S. 504)

I

Erstinstanzliches Verfahren gemäß § 12

1. Bei der Prüfung der Voraussetzungen für die Einweisung gemäß § 11 Abs. 1 
hat das Gericht eigenverantwortlich die notwendige Sachaufklärung durchzuführen 
(§ 12 Abs. 3). Die Bestimmungen der ZPO finden entsprechende Anwendung. Der 
Antrag auf Einweisung, die diesem beigefügte gutachtliche Beurteilung und die 
Ergebnisse der Beweisaufnahme unterliegen im Rahmen der eigenen Verantwortung 
der Würdigung durch das Gericht.

In der Verhandlung ist in der Regel der Gutachter ergänzend zu hören. In Frage 
kommen ferner u. a. die Einholung weiterer Sachverständigengutachten, die Bei­
ziehung von Ermittlungsakten und anderen schriftlichen Unterlagen sowie die 
Vernehmung von Zeugen entsprechend den Erfordernissen der jeweils zu prüfenden 
Voraussetzungen.

2. Da die Verhandlung vor dem Gericht gemäß § 12 Abs. 1 nicht öffentlich ist, 
bedarf die Teilnahme von Personen, die daran ein berechtigtes Interesse haben, 
z. B. die nächsten Angehörigen des Kranken, der gerichtlichen Zustimmung.

П
Rechtsmittel gemäß § 15

1. Das Rechtsmittel ist schriftlich einzulegen oder zu Protokoll der Geschäfts­
stelle des Kreisgerichts zu erklären. § 577 Abs. 2 ZPO gilt entsprechend.

2. Über das Rechtsmittel hai gemäß § 15 Abs. 2 das Bezirksgericht zu ent­
scheiden. Das Kreisgericht ist zu einer Abänderung seiner Entscheidung nicht befugt.

3. Das Rechtsmittel kann auf neue Tatsachen und Beweise gestützt werden und 
führt zur sachlichen und rechtlichen Nachprüfung durch das Bezirksgericht. 
Sind weitere Beweise zu erheben, ist eine Zurückverweisung an das Kreisgericht 
zulässig.


